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Anlage 3 

 

Zu § 26 Abs. 2 der Unfallverhütungsvorschrift „Grundsätze der Prävention“ (GUV-V A1) 

 

Voraussetzungen für die Ermächtigung als Stelle für die  

Aus- und Fortbildung in der Ersten Hilfe 

 

 

Stellen, die Aus- und Fortbildung in der Ersten Hilfe durchführen, bedürfen einer schriftlichen 

Vereinbarung, welche Art und Umfang der Aus- und Fortbildungsleistungen und die Höhe der 

Lehrgangsgebühren regelt. 

 

1  

Allgemeine Grundsätze 

1.1  

Antrag auf Ermächtigung 

Der Antrag auf Ermächtigung ist bei dem zuständigen Unfallversicherungsträger einzureichen. 

1.2  

Prüfung 

Der Unfallversicherungsträger sowie von dem Unfallversicherungsträger beauftragte Personen 

sind jederzeit berechtigt, die Lehrgangsräume, die Lehrgangseinrichtungen, die Unterrichtsmittel 

sowie die Durchführung der Lehrgänge zu prüfen. 

1.3  

Befristung, Widerruf der Ermächtigung 

Die Ermächtigung wird befristet und unter dem Vorbehalt des Widerrufes nach Prüfung der per-

sonellen, sachlichen und organisatorischen Voraussetzungen erteilt. 

1.4 

Änderung einer Voraussetzung 

Jede Änderung einer Voraussetzung, die der Ermächtigung zu Grunde liegt, ist unverzüglich dem 

zuständigen Unfallversicherungsträger anzuzeigen. 

 

2 

Personelle Voraussetzungen 

2.1 

Medizinischer Hintergrund 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass die Aus- und Fortbildung in der Ersten Hilfe unter der 

Verantwortung eines hierfür geeigneten Arztes steht. 

Geeignet sind Ärzte mit dem Fachkundenachweis Rettungsdienst oder der Zusatzbezeichnung 

Rettungsmedizin oder vergleichbarer Qualifikation. Ferner müssen die Ärzte eingehende Kennt-

nisse über Empfehlungen für die Erste Hilfe des Deutschen Beirates für Erste Hilfe und Wieder-

belebung – German Resuscitation Council – bei der Bundesärztekammer besitzen. 

2.2 

Lehrkräfte 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er selbst zur Ausbildung befähigt ist oder über entspre-

chende Lehrkräfte in ausreichender Zahl verfügt. 
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Die Befähigung ist gegeben, wenn die Lehrkraft durch Vorlage einer gültigen Bescheinigung 

nachweist, dass sie an einem speziellen Ausbildungslehrgang für die Erste Hilfe bei einer geeig-

neten Stelle zur Ausbildung von Lehrkräften teilgenommen hat. Die Lehrkraft muss in angemes-

senen Zeitabständen fortgebildet werden. 

2.3 

Erfahrung in Organisation und Durchführung der Ersten Hilfe 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er über besondere Erfahrungen in Organisation und 

Durchführung der Ersten Hilfe verfügt. Das ist der Fall, wenn er oder seine Lehrkräfte in der Re-

gel seit mindestens drei Jahren im öffentlichen oder betrieblichen Rettungsdienst tätig sind und 

Einsatzerfahrung nachweisen können. 

2.4 

Versicherungsschutz 

Der Antragsteller muss nachweisen, dass er eine Haftpflichtversicherung abgeschlossen hat, die 

eventuelle Personen- und Sachschäden, die im Zusammenhang mit der Aus- und Fortbildung 

stehen, abdeckt. 

 

3 

Sachliche Voraussetzungen 

3.1 

Lehrgangsräume, -einrichtungen und Unterrichtsmittel 

Für die Lehrgänge müssen geeignete Räume, Einrichtungen und Unterrichtsmittel vorhanden 

sein. Es muss mindestens ein Raum zur Verfügung stehen, in dem 20 Personen durch theoreti-

schen Unterricht, praktische Demonstrationen und Übungen in der Ersten Hilfe unterwiesen wer-

den können. Der Raum muss über ausreichend Beleuchtung verfügen. Zudem müssen Sitz- und 

Schreibmöglichkeiten sowie Waschgelegenheiten und Toiletten vorhanden sein. 

Es müssen die notwendigen Unterrichtsmittel, insbesondere Demonstrations- und Übungsmate-

rialien, sowie geeignete Medien, wie Tageslichtprojektor und Lehrfolien, vollzählig und funk-

tionstüchtig zur Verfügung stehen. 

Die Demonstrations- und Übungsmaterialien, insbesondere die Geräte zum Üben der Atemspen-

de und der Herzdruckmassage unterliegen besonderen Anforderungen der Hygiene und müssen 

nachweislich desinfiziert werden. 

 

4 

Organisatorische Voraussetzungen 

4.1 

Anzahl der Teilnehmer 

An einem Lehrgang sollen in der Regel mindestens 10 und nicht mehr als 15 Personen teilneh-

men. Die Teilnehmerzahl darf jedoch, auch bei Anwesenheit eines Ausbildungshelfers, 20 Perso-

nen nicht übersteigen. 

4.2 

Ausbildungsleistung 

Der Antragsteller muss gewährleisten, dass jährlich mindestens 100 Versicherte aus- oder fortge-

bildet werden. 
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4.3 

Inhalt und Umfang der Lehrgänge 

Die Aus- und Fortbildung muss nach Inhalt und Umfang sowie in methodisch-didaktischer Hin-

sicht mindestens dem Stoff entsprechen, der in sachlicher Übereinstimmung mit den in der Bun-

desarbeitsgemeinschaft Erste Hilfe vertretenen Hilfsorganisationen und unter Berücksichtigung 

von Empfehlungen des Deutschen Beirates für Erste Hilfe und Wiederbelebung – German Resus-

citation Council – bei der Bundesärztekammer in den Lehrplänen und Leitfäden zum Erste-Hilfe-

Lehrgang festgelegt ist. 

4.4 

Teilnehmerunterlagen 

Jedem Teilnehmer an einer Aus- und Fortbildungsmaßnahme ist eine Informationsschrift über die 

Lehrinhalte auszuhändigen, die mindestens den Inhalten der BG-Information „Handbuch zur  

Ersten Hilfe“ (BGI 829) entspricht. 

4.5 

Teilnahmebescheinigung 

Jedem Teilnehmer ist eine Teilnahmebescheinigung auszuhändigen. Die Bescheinigung über die 

Aus- und die Fortbildung in der Ersten Hilfe darf jeweils nur erteilt werden, wenn die Lehrkraft 

die Überzeugung gewonnen hat, dass der Teilnehmer nach regelmäßigem Besuch die erforderli-

chen Kenntnisse und Fähigkeiten gemäß Abschnitt 4.3 besitzt. 

4.6 

Dokumentation 

Die ermächtigte Stelle hat über die durchgeführten Lehrgänge folgende Aufzeichnungen zu  

führen: 

– Art der jeweiligen Aus- oder Fortbildungsmaßnahme 

– Ort und Zeit der Maßnahme 

– Name des verantwortlichen Arztes 

– Name der Lehrkraft 

– Name, Geburtsdatum und Unterschrift des Teilnehmers 

– Arbeitgeber des Teilnehmers 

– Kosten tragender Unfallversicherungsträger 

Die Aufzeichnungen sind fünf Jahre aufzubewahren und auf Anforderung des Unfallversiche-

rungsträgers vorzulegen. 


